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Die Juden im früheren Amtsbezirk Bigge 

 
von Ferdinand Tönne 
 
 
Die ersten Akten im Archiv der früheren 
Amtsverwaltung Bigge, die sich mit den 
Juden befassen, stammen aus dem Jahre 
1827. Bigge war damals Mittelpunkt der 
hiesigen Synagogen-Gemeinde, die ihre 
Synagoge im Jahre 1808 am Anfang der 
Bruchstraße, gegenüber der jetzigen 
Sparkasse „Hochsauerland“, erbaute. Sie 
war Eigentum von 8 jüdischen Familien. 
 
Zur Synagogen-Gemeinde Bigge gehörten 
außer dem heutigen Olsberg und seinen 
Ortsteilen damals auch die Orte Altenbüren, 
Esshoff, Grimlinghausen und Siedling-
hausen. (Der jetzige Ortsteil Gevelinghausen 
gehörte früher zum Amtsbereich Bestwig.) 
Das war ein großes Gebiet, nur schwer als 
Gemeinschaft zu erfassen. 
 
Die Synagogen-Gemeinde Bigge war 
allerdings nicht selbständig, sie war Teil des 
Synagogen-Bezirks Brilon, hatte  
Leitung der Kultgemeinde und die Predigt 
oblagen), sondern nur einen Kantor 
(Vorsänger), der zugleich Lehrer für den 
jüdischen Religionsunterricht der 
schulpflichtigen Kinder im gesamten Bigger 
Synagogen-Bereich war. 
auch keinen eigenen Rabbiner 
(Religionsdiener, dem besonders die 
Entscheidung in Gesetzesfragen,  
 
Die Synagogen-Gemeinde wurde von einem 
ersten Vorsteher und zwei weiteren 
Vorstehern geleitet. In einer 
Aktenbemerkung aus dem Jahre 1844 heißt 
es, daß der angesehene Vorsteher Lilienfeld 
sein Amt nicht mehr bekleiden wolle. Die 
Namen anderer früher Vorsteher sind nicht 
überliefert. Nach der Jahrhundertwende 
werden als Vorsteher genannt: Alex 
Marburger, Jakob Stern und Levi 
Löwenstein. 1925 übernahmen Benjamin 
Löwenstein, Max Weinberg und Moritz 
Frankenberg diese Ämter.  
 

Neben der Synagogen-Gemeinde Brilon gab 
es im Kreise Brilon noch die Synagogen-
Bezirke Marsberg und Padberg 
 
Die schulpflichtigen Kinder besuchten mit 
Ausnahme des Religionsunterrichtes die 
öffentlichen, also die christlichen Schulen. 
Dazu waren sie gesetzlich verpflichtet. Die 
Eltern mußten dafür Schulgeld bezahlen.  
 
Die Synagogen-Gemeinden sollten aber 
dafür sorgen, daß es den jüdischen Kindern 
nicht am eigenen religiösen Unterricht fehlte. 
Jüdische Privatschulen waren zugelassen, 
auch für den allgemeinen Unterricht. Die 
Unterrichtssprache mußte in solchen 
Schulen aber die deutsche sein. 
 
Zeitlich vorgegriffen ist hier zu bemerken, 
daß die Regierung in Arnsberg auf Antrag 
der Synagogen-Gemeinde Bigge am 26. Mai 
1905 genehmigte, daß sie aus dem 
Synagogen-Bezirk Brilon ausschied und 
einen selbständigen Synagogen-Bezirk 
bildete. Er hatte sich auf den Amtsbezirk 
Bigge zu beschränken. Zu Repräsentanten 
der neuen Synagogen-Gemeinde wurden im 
Gasthof Koch in Bigge gewählt: Jakob Stern, 
Bigge; Benjamin Stern, Olsberg; Alex 
Marburger, Bigge; Benjamin Löwenstein, 
Bigge; Max Weinberg, Bigge; Moritz Stern, 
Bigge. 
 
Das Bestreben, für die jüdischen Kinder eine 
eigene staatliche Schule, in der sie in allen 
Fächern, nicht nur im religiösen Bereich 
unterrichtet werden sollten, war in der 
Synagogen-Gemeinde Bigge immer akut. 
Man dachte dabei aber an die Errichtung 
einer finanziell staatlich getragenen Schule. 
Das wurde wegen der geringen Schülerzahl 
aber wiederholt abgelehnt. Es blieb also bis 
zur Jahrhundertwende dabei, daß die 
jüdischen Kinder, weil auch sie schulpflichtig 
waren, am Unterricht der öffentlichen 
Schulen teilnehmen mußten. 
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Die Bigger Synagoge mit kleinem Kuppelturm 
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Wie viele Juden vor 1852 im Synagogen-Bereich Bigge durchschnittlich lebten, zeigt die 
nachstehende Übersicht: 
 

 Es wohnten im Jahre 1828 1839 1852 
 im Ort BIGGE    
 Juden insgesamt 10 30 32 
 davon Schüler 1 4 8 
 in ANTFELD    
 Juden insgesamt 4 4 15 
 davon Schüler - - - 
in ASSINGHAUSEN    
Juden insgesamt 6 9 5 
davon Schüler 1 2 1 
in BRUNSKAPPEL    
Juden insgesamt 4 4 3 
davon Schüler - - - 
in WIEMERINGHAUSEN    
Juden insgesamt 3 2 1 
davon Schüler - - - 
in ALTENBÜREN    
Juden insgesamt - 8 5 
davon Schüler - 4 - 
 
Für das Jahr 1845 gibt es noch eine Liste, in der die Juden namentlich mit Alters- und 
Berufsangabe aufgeführt wurden.  Leider sind  einige Namen unleserlich, häufig fehlen auch   
die Berufsangaben. 
 
Diese Liste sieht so aus: 
 

Name Beruf Alter  Name  Beruf Alter 
in BIGGE    in BIGGE   
Lilienfeld    Unger   
Wendix  Handelsmann 60  Grutmal  Lehrer 41 
Levi  17  Epinghausen   
Isak  11  Abraham  Schuster 41 
Rachel  9  Gottschalk  7 
Ester Ehefrau 53  Rika  5 
Straus    Friedgen  3 
Juli Magd 20  Aloisel  0,5 
Ester  Ehefrau 30     
Bonife  Ehefrau 24     
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Name Beruf Alter 
in BIGGE 
Löwenstein   
Röschen Kindermagd 14 
Stern   
Salmon Knecht 17 
Aloisis Lumpensammler 65 
Rachel  16 
Abraham  14 
unleserlich Schlächter 57 
Abraham  3 
Levi  1 
Therese  60 
Warburger   
Alexander Handelsmann 43 
Regina  17 
Levi  11 
Meyer  9 
Salman  3 
unleserlich  5 
Meyer   
Anna Handelsfrau 56 
Jelta Ehefrau 42 
Schütz   
Samuel Knecht 18 
Leben   
Josef Lumpensammler 70 

in ANTFELD 

Kahlenberg   
Nathann Lumpensammler 29 
Gottschalk  4 
Meyer  3 
David  6 
Karolin Ehefrau 30 
Eichbaum   
Malgen Ehefrau 32 
Kamp   
Levi Lumpensammler 41 
Malgen  8 
Julgen  4 
Falk  1 

 

Name Beruf Alter 

in  ALTEN BÜREN 

Stern   
Jakob Handelsmann 70 
Meyer  22 
Moses  20 
Elias  18 
Abraham  14 
Malgen  12 
Jüdgen  10 
Bellenstein   
Kirka Magd 30 

in ASSINGHAUSEN 

Löwenstein   
Nathan  40 
Martin  48 
Saly  14 
Levi  12 
unleserlich  10 
Jakop  3 
Meyer  1 
Hoidenberg   
unleserlich  22 
Meilenstein   
Gretchen  61 
Klärchen  30 

In WIEMERINGHAUSEN 

Blumendal   
Baruch  65 

in BRUNSKAPPEL 
Weinberg   
Meier Handelsmann 35 
Umbaum   
Ester  42 
Stesmann   
Baruch  14 
Kalmann   
Meier  5 
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Im Februar 1898 machte die jüdische 
Gemeinde dann den Vorschlag, eine selb-
ständige jüdische Privatschule zu errichten. 
Dem wurde von der Behörde in Arnsberg 
entsprochen. Ortsschulinspektor war der 
Bigger Pfarrer Von Höhling. Zudem unter-
stand die Schule auch dem Kreisschulrat 
Schallau in Brilon. Die Bezahlung des 
Lehrers wurde der Synagogen-Gemeinde 
auferlegt. Jedes männliche Mitglied der 
Gemeinde, welches das achtzehnte 
Lebensjahr erreicht hatte, sollte 10 Jahre 
lang jährlich 25 Mark für das Gehalt des 
Lehrers aufbringen. Am 22.03.1900 
genehmigten die Bigger 
Gemeindeverordneten, aus der 
Gemeindekasse für das Gehalt des Lehrers 
jährlich eine geringe Beihilfe zu leisten. 
Jährlich waren es z. B. im Jahre 1906: 10 
Mark, 1907: 75 Mark, 1912: 125 Mark, 
später regelmäßig 50 Mark. Die Beihilfe 
mußte jährlich neu beantragt und genehmigt 
werden. Eine staatliche Beihilfe wurde laut 
Mitteilung der Arnsberger Regierung vom 5. 
Juli 1907 abgelehnt. 
Die Lehrerstelle sollte dem im Ruhestand 
lebenden Rabbiner Dr. Aschkanye aus 
Straßburg übertragen werden. Das lehnte 
die Regierung aber ab, da der Rabbiner 
keine Lehrerausbildung hatte. (Eine 
Lehrerausbildungsanstalt für jüdische Lehrer 
gab es in Münster.) Daraufhin schlug die 
jüdische Gemeinde den jüdischen Lehrer 
Bernhard Isaak vor. Das wurde genehmigt. 
Der Schulraum gehörte zum Bereich der 
Synagoge an der Bruchstraße in Bigge. 
Das Gehalt des Lehrers betrug bei freier 
Wohnung und Beköstigung jährlich 500 
Mark. 
Die Bigger Schulausstattung wurde vom 
Schulrat mehrfach bemängelt. Aber es fehlte 
am Geld, um Unterrichtsmittel anzuschaffen. 
Am 19.07.1927 teilte der Bigger 
Bürgermeister dem Landrat in Brilon noch 
einmal mit: „In Bigge ist ein Lehrer auf 
Privatdienstvertrag angestellt. Er ist zugleich 
Kantor. Etwa ein Siebtel seiner Tätigkeit 
entfällt auf den Kirchendienst, sechs Siebtel 
auf den Schuldienst.“ 
Bis dahin waren die Schulverhältnisse noch 

in gewohnter Ordnung. Zu erwähnen ist 
allerdings der häufige Lehrerwechsel. Im 
Laufe der Zeit hatten die Lehrer wenigstens 
zwölfmal gewechselt. 
 
Die Eigentumsverhältnisse der Schule und 
zugleich des jüdischen Friedhofs an der 
Straße nach Gevelinghausen wurden 1907 
im Grundbuch geändert. Bis dahin waren sie 
auf die Namen des Fleischermeisters Levi 
Marburger in Bigge, des Gottschalk 
Eppinghausen in Dortmund und des 
Metzgers Meier Stern in Olsberg 
eingetragen, jetzt wurden sie auf den Namen 
der Synagogen-Gemeinde Bigge 
umgeschrieben.  
 
Seit dem genannten 19.07.1927 sind die 
Schulverhältnisse nicht mehr eindeutig 
festzustellen. Der Religionsunterricht wurde 
seit dieser Zeit nicht mehr von einem 
eigenen Bigger Religionslehrer, sondern 
schon seit Januar 1917 vom Briloner Reli-
gionslehrer Höscher erteilt. Es gab im Bigger 
Bereich nur noch 6 schulpflichtige Kinder. Im 
Jahre vorher waren es noch 14 gewesen. 
Im Etat der Synagogen-Gemeinde Bigge für 
1930 ist ein Posten „Lehrergehalt“ nicht 
mehr vorhanden. Einen eigenen Lehrer gab 
es offensichtlich in Bigge nicht mehr. 
Die Jugendlichen mußten also wieder am 
Unterricht der staatlichen (christlichen) 
Schulen teilnehmen. 
Weitaus einschneidender war es für die 
schulpflichtigen Juden aber, als 1938 an-
geordnet wurde, daß jüdische Kinder nur 
jüdische Schulen besuchen dürften.  
Diese Schulen waren aber in Gebäuden der 
allgemeinen Schulen nicht zugelassen. 
Wenn jüdische Schulen anderweitig nicht 
unterzubringen waren, mußten sie aufgelöst 
werden. „Ein Unterricht deutscher und 
jüdischer Schüler im gleichen Gebäude 
kommt nicht mehr in Betracht“, hieß es in 
einer Verordnung. 
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Aber nicht nur die Schulfrage unterlag einer 
hundertjährigen Entwicklung mit weithin 
negativen Vorzeichen, auch die 
erwachsenen Juden waren vielseitig 
eingeengt, behindert, sowohl in den 
allgemein menschlichen Beziehungen als 
auch in beruflicher Hinsicht. Sie nahmen 
grundsätzlich eine Sonderstellung in der 
Gesellschaft ein. 
 
Ein großer Teil der früheren Bigger 
Amtsakten (heute Stadtakten) befaßt sich 
mit dem Zusammenleben von Christen und 
Juden. Wie das aussah, sollen die 
nachstehenden Ausführungen 
zusammengefaßt aufzeigen. 
 
Am 30.05.1830 machte die Arnsberger 
Regierung darauf aufmerksam, daß es nicht 
erlaubt sei, fremde Juden ohne 
Genehmigung in einen Ort aufzunehmen. 
Wo es solche Juden gebe, seien sie sofort 
auszuweisen. 
Am 22.01.1835 wurde verfügt: „Die Juden 
dürfen keinen Christen in ihre Religions-
gemeinschaft aufnehmen, bevor er von den 
christlichen Behörden aus der Gemeinschaft 
der Christen entlassen wurde.“ 
Am 23.03.1835 verfügte die Regierung 
dann: „... daß die Entlassung aus dem 
christlichen Verbande niemals zu erteilen ist, 
und so ein Übertritt nicht mehr stattfinden 
kann.“ 
Auf die Beschwerde einiger Juden darüber, 
daß es ihnen verboten sei, mit Branntwein  
zu handeln, wurde ihnen am 18.03.1838 
mitgeteilt, daß dieser Handel unter keinen 
Umständen gestattet sei. 
Am 28.11.1838 wurde darauf hingewiesen, 
daß den Juden auch der Handel mit 
Roheisen und Bergmaterial durch ein 
Gesetz schon seit dem 27.08.1768 
ausdrücklich untersagt sei. 
 
Am 17.04.1841 erhielt der Bürgermeister die 
Mitteilung, daß es den Juden verboten sei, 
jüdischen Kindern solche Vornamen zu 
geben, „welche mit der christlichen Religion 
in Beziehung stehen. Dazu gehören alle 
Vornamen wie Renastasia (Märtyrerin), 
Baptist, Peter sowie alle Namen, die vom 
Namen des Erlösers hergeleitet sind und 
zusammengesetzte Namen wie Christof, 

Christian usw....“ 
 
Am 06.02.1844 wurde bekanntgegeben: 
„Der Erwerb von Grundstücken durch Juden 
ist streng zu überwachen. Der Handel mit 
Grundstücken ist den Juden nicht erlaubt.“ 
 
Verfügung vom 13. Juli 1897: „Zu einem 
Staatsamte sowie zu einem Kommunalamte 
kann ein Jude nur dann zugelassen werden, 
wenn mit einem solchen Amte die Ausübung 
einer richterlichen, polizeilichen oder 
ausführenden Gewalt nicht verbunden ist.“ 
 
Am 09.08.1847 hieß es in einer für Preußen 
erlassenen Verfügung: „Ausländische Juden 
bedürfen zur Niederlassung einer 
Niederlassungsurkunde des Ministers des 
Inneren. Ohne diese Genehmigung dürfen 
sie weder als Rabbiner noch als Gewerks-
gehilfen, Gesellen, Lehrlinge oder 
Dienstboten angenommen werden. Die 
Übertretung dieses Gebotes zieht eine 
Geldstrafe von 20 bis 300 Talern oder 
verhältnismäßige Gefängnisstraße nach 
sich.“ 
 
In einer späteren Ergänzung heißt es: „Diese 
Bestimmung umfaßt auch Fälle, wo 
ausländische Jüdinnen durch Verheiratung 
mit inländischen Juden nach Preußen 
übersiedeln wollen.“ Dazu als weitere 
Ergänzung: „Fremden Juden ist der Eintritt in 
das  Land zur Durchreise und zum Betrieb 
erlaubter Handelsgeschäfte gestattet.“ 
 
Neben den Einschränkungen für die Juden 
gab es aber auch ein gewisses Bemühen, 
das Verhältnis zwischen Christen und Juden 
zu normalisieren. Am deutlichsten wurde das 
durch ein Gesetz der königlichen Regierung 
in Berlin vom 13. Juli 1847, in dem es heißt: 
„Unseren jüdischen Untertanen sollen, 
soweit dieses Gesetz nicht ein anderes 
bestimmt, im ganzen Umfang unserer 
Monarchie neben gleichen Pflichten auch 
gleiche bürgerliche Rechte mit unseren 
christlichen Untertanen zustehen.“ 
 
Dieses Gesetz ist sehr gründlich. Mit seinen 
73 Paragraphen umfaßt es 31 hand-
geschriebene Seiten, die kaum eine 
Möglichkeit auslassen, die zu Unklarheiten, 
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Gegensätzen oder Streitigkeiten führen 
könnte. Darin heißt es unter anderem: „An 
Universitäten können Juden als 
außerordentliche und ordentliche 
Professoren der medizinischen, 
mathematischen, naturwissenschaftlichen, 
geographischen und 
sprachwissenschaftlichen Lehrfächer 
zugelassen werden. Von allen übrigen 
Fächern und von den Ämtern eines Dekans, 
Prorektors und Rektors bleiben sie 
ausgeschlossen.“ 
 
Von ähnlich entgegenkommender Art ist 
auch eine an sich unbedeutende Mitteilung, 
die der Bürgermeister Martini in Bigge am 
17.03.1839 erhielt. Darin schrieb der 
Landrat: „Von einigen Unterbehörden sind 
Schreiben oder Verfügungen an Juden auf 
der Adresse oder in der Anrede mit dem 
Zusatz „Jude“ bezeichnet worden. Sämtliche 
Unterbehörden sind anzuweisen, sich dieser 
Benennung zu enthalten.“ 
 
Das Verbot des Handels der Juden mit 
Branntwein wurde 1846 aufgehoben. 
 
Trotz der Annäherungsversuche zwischen 
Christen und Juden blieb ein Gesetz allezeit 
unantastbar: Es durfte keine eheliche 
Bindung zwischen ihnen geben. 
 

Im neunzehnten Jahrhundert gab es unter 
den Juden nur ganz wenige Handwerker: im 
Amtsbezirk Bigge 1846 keinen, 1852 drei, 
1855 nur einen, 1858 wieder drei, 1861 
schon fünf. 
 
Daß die Behörden damals aber ein Interesse 
daran hatten, die Juden zu handwerklichen 
Berufen heranzuziehen und sie dadurch auf 
die Dauer zu echten Mitbürgern in der 
Dorfgemeinschaft zu machen, zeigt sich 
darin, daß 1827 für Westfalen und die 
Rheinprovinz eine Vereinigung als 
„Schulanstalt zur Förderung von 
Handwerkern und Künstlern unter den 
Israeliten“ gegründet wurde. Die örtlichen 
Behörden sollten finanzielle Beiträge dafür 
sammeln und jährlich einsenden. Der Erfolg 
dieser Aktion war aber sehr gering. Meist 
waren es trotz aller jährlich erneuerten 
Ermahnungen nur wenige Silbergroschen, 
die eingingen. Deshalb wurden die 
Bemühungen im Jahre 1868 eingestellt. 
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Die gewerblichen Verhältnisse der Juden im Amtsbezirk Bigge wurden von 1846 bis 1861 

listenmäßig erfaßt. Die Übersicht sieht so aus: 

 

Jahr Juden 
insgesamt 

davon 
männlich 

mit festem 
Kramladen

umherziehende 
Handelsleute weiblich 

1846 63 37 6 4 26 

1849 64 37 6 4 27 

1852 61 34 5 4 27 

1855 68 37 5 7 31 

1858 70 38 1 6 32 

1861 61 32 1 2 29 

 

 

 

Von den für 1861 
Aufgeführten  
lebten in 

Juden ins-
gesamt 

davon 
männlich 

mit festem 
Kramladen 

umherzie-
hende  
Handelsleu
te 

weiblich 

Bigge 25 11 - 1 14 

Antfeld 14 7 - 1 7 

Siedlinghausen 8 2 - - 6 

Assinghausen 6 4 1 - 2 

Altenbüren 8 6 - - 2 

 

 

 
Das war damals eine sehr begrenzte 
Berufstätigkeit. Sie weitete sich im Lauf der 
Jahre aber aus. Bei der letzten Erfassung 
der Juden im Amte Bigge, die 1936 erfolgte, 
bevor die Judenverfolgung deutlicher wurde, 
mußten die Juden auch ihre Berufe 
angeben. Deshalb hat auch diese Übersicht 
hier ihren Platz. Sie ist aber auch in der 
allgemeinen Personen-Erfassung gewichtig. 
 

Dazu gehört noch eine bedeutsame 
Meldung des Bigger Amtsbürgermeisters 
vom 21.01.1936 an den Landrat in Brilon. 
Darin heißt es: „Seit 1933 sind Juden aus 
dem Amtsbereich nicht ausgewandert.“ Das 
bedeutet, daß sich die Zahl der Juden von 
1933 bis 1936 - abgesehen von Geburts- 
und Sterbefällen - kaum verändert hat. 
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Die Liste der am 28.09.1936 im Amtsbereich Bigge wohnenden Juden sieht so aus: 

 
 
Name 

 
Beruf 

 
in BIGGE 
 
Löwenstein 
Benjamin 
Selma 
Lilli 
Sara 
Max 
Selma 
Hildegard 
Edith 

 
  

Viehhändler 
Haustochter 
Haustochter 
ohne 
Hausierer 
ohne 
ohne 
ohne 
 

 
Stern 
Albert 
Erna 
Fritz 
Helmuth 
Julius 
Erna 
Ludwig 
Moritz 
Minna 
Max 
Fritz 

 
 

Metzger 
ohne 
ohne 
ohne 
Metzger 
ohne 
ohne 
Hausierer 
ohne 
ohne 
ohne 

 
Weinberg 

Max 
Fritz 
Arthur 
Elfriede 
Doris 
Ruth 

 
 

Viehhändler 
Hausierer 
Viehhändler 
ohne 
ohne 
ohne 

 
Bloch 

Ilse 

 
 

Verkäuferin 
 
Frankenberg 

Erich 
Fritz 
Berta 
Werner 
Julia 

 
 

Metzger 
Manufakturkaufma
nn 
ohne 
ohne 
ohne 

 

 
Name 

 
Beruf 

 
ter Berg 

Semmi 
Selma 
Senta 

 
 

Hausierer 
ohne 
ohne 

 
in OLSBERG 
 
Löwenstein 

David 
Albert 
Irma 

 
 

Viehhändler 
Viehhändler 
ohne 

 
Schild 

Max 
Elly 
Walter 

 
 

Metzger 
ohne 
Metzgergehilfe 

 
Stern 

Benjamin 
Berta 
Julius 
Friederike 
Inge 

 
 

Kaufmann 
ohne 
Kaufmann 
ohne 
ohne 

 
in ASSINGHAUSEN 
 
Löwenstein 

Hermann 
Lina 
Julius 
Siegfried 
Erna 

 
 

Metzger 
ohne 
Metzger 
Metzgergehilfe 
Haustochter 

Das sind insgesamt 50 Personen. Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts waren es 

durchschnittlich 10 bis 20 Personen mehr
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Mit der listenmäßigen Erfassung der Juden 
im Jahre 1936 haben wir einen Schritt 
voraus getan. Um zu sehen, wie sich der 
Beginn der Juden-Verfolgung anbahnte 
und zielstrebig organisierte, müssen wir 
aber auf die Juden-Akten ab 1933 
zurückgreifen. Dabei handelt es sich nur 
um Einzelfälle und Aktionen, die damals 
aktenmäßig zu erfassen und zu erledigen 
waren. 
 
Am 19.07.1934 hatte ein Rundschreiben 
der Staatspolizeistelle die Überschrift: 
„Untersuchung des Judentums“. Darin 
heißt es u. a.: „Um das geheime Polizeiamt 
in die Lage zu versetzen, den Herrn 
Reichsminister des Inneren über die 
zukünftige Behandlung der Judenfrage zu 
unterrichten, sind sämtliche jüdischen 
Organisationen nach beiliegendem 
Vordrucke zu erfassen.“ Das Formular 
umfaßte 15 Punkte, die neben dem Namen 
der Organisation auch nach ihrem Zweck, 
dem Vorstand, der Zahl der Mitglieder, 
einem evtl. Mitteilungsblatt, der Geschichte 
der Organisation usw. fragten. 
 
Am 11. Juni 1935 schreibt der Minister des 
Inneren an die Kreis-Polizeibehörden: „Ich 
ersuche, dafür Sorge zu tragen, daß 
Schilder mit der Inschrift „Juden sind un-
erwünscht“ oder mit ähnlichen 
Beschriftungen an amtlichen Wegweisern 
unterbleiben.“ 
 
Die gleiche Instanz schreibt mit dem 
Vermerk „Geheim“ wieder an die 
Polizeibehörden: „Der Führer und 
Reichskanzler Hitler hat angeordnet, daß 
Einzelaktionen gegen Juden von 
Mitgliedern der NSDAP und der 
angeschlossenen Verbände unbedingt zu 
unterbleiben haben.“ (Das negative 
Verhalten gegen die Juden sollte den 
Charakter einer allgemeinen 
Volkserhebung bekommen.) 
 
Der Reichs-Wirtschaftsminister schreibt  

am 11. Sept. 1935 an den Präsidenten des 
„Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes“: 
„Boykottmaßnahmen der Kassen gegen die 
Juden haben zu unterbleiben.“ Das wird in 
dem umfangreichen Schreiben u. a. damit 
begründet, daß solche Maßnahmen zumeist 
auch die Arier als Gläubiger und Schuldner, 
als Lieferanten, Angestellte und Arbeitnehmer 
treffen und ihnen einen nicht übersehbaren 
Schaden zufügen. 
In einem anderen Schreiben des 
Reichswirtschaftsministers heißt es: „Die 
Veröffentlichung von Listen jüdischer 
Geschäfte liegt nicht im Sinne der von der 
Reichsregierung erfolgten Wirtschaftspolitik.“ 
 
In einem Schreiben der Gauleitung der 
NSDAP vom 02.03.1936 heißt es: „Ich bitte, 
darauf zu achten, daß von Kreisen, 
Gemeinden, Gasthäusern usw. nur solche 
Schilder und Tafeln angebracht werden, die 
ohne besondere Gehässigkeit zum Ausdruck 
bringen, daß Juden unerwünscht sind.“ 
Daraufhin meldete ein Hauptwachtmeister aus 
Olsberg: „Es sind bei Olsberg Schilder mit der 
Aufschrift aufgestellt: „Juden ohne Aufenthalt 
durchfahren“.“ 
 
Im Archiv der damaligen Amtsverwaltung 
Bigge wimmelt es seit dieser Zeit von 
Erlassen, Verboten, Hinweisen usw. über das, 
was die Juden durften oder nicht durften. Da 
ist kein Lebensbereich ausgelassen. Die 
Veröffentlichung war häufig verboten. 
Ein paar Beispiele, von denen die Bigger 
Juden direkt betroffen waren: Im Mai 1937 
wurde dem Viehhändler und Metzger 
Hermann Löwenstein aus Assinghausen und 
seinen beiden Söhnen Siegfried und Julius 
der Handel mit Vieh verboten. 
Am 14.02.1938 bekamen auch die 
Viehhändler Albert und David Löwenstein aus 
Olsberg und der Kaufmann Fritz Frankenberg 
in Bigge ein Berufsverbot. 
Am 14. Mai 1938 verzichtete der jüdische 
Viehhändler Arthur Weinberg in Bigge auf die 
Weiterführung seines Handels.

 

 



 
 

 

Originalabdruck:  Strunzerdaal 15 (1995), S. 57-68 

11

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
Im Eingangsbereich 
von Olsberg wurde 
dieses Schild aufgestellt 
 
 
Am 23.07.1938 verzichtete der Metzger 
Hermann Löwenstein aus Assinghausen auf 
sein Geschäft. 
 
Die Bigger Ortspolizei schrieb am 
06.09.1938 an die Geheime Staatspolizei in 
Dortmund: „Der Ehemann Julius Stern ist in 
der Nacht vom 12. zum 13.08. wegen 
Devisenvergehens verhaftet worden. Eine 
Auswanderung der Eheleute Stern kommt 
vorläufig nicht in Frage. Die Reisekasse der 
Genannten habe ich polizeilich eingezogen.“ 
 
Am 22. September 1938 forderte die Bigger 
Ortspolizeibehörde von der Geheimen 
Staatspolizei die Reisepläne für 
verschiedene Juden an, die Ende des 
Monats ausreisen wollten. 
 
Als unbedeutendes Vorkommen taucht 
zwischendurch die Bemerkung auf: „Die 
Legitimationskarte des Max Weinberg in 

Bigge ist eingezogen.“ 
 
Im März/April 1938 wurde eine Großaktion 
gegen den Kaufmann Max Löwenstein aus 
Bigge durchgeführt, weil er ohne Metzger-
Berufserlaubnis für die Witwe Antonia Middel 
in Elleringhausen aus Gefälligkeit ein etwa 3 
Monate altes Ziegenlamm geschlachtet 
haben sollte. Über den Ausgang der 
Untersuchung ist in den Akten nichts 
vermerkt. 
 
Im Herbst 1938 häuften sich die Erlasse 
über die gewerbliche Tätigkeit der Juden, 
insbesondere über Einschränkungen, aber 
auch über totale Verbote für viele Berufs-
gruppen, z. B. für Fuhrunternehmen, 
Fahrlehrer, Landwirtschaft, Produktion von 
Fernsehgeräten, für die Textilindustrie, für 
Vormundschaften. Fast alle Schriftstücke 
trugen den Vermerk „Vertraulich
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Für den „Tag der nationalen Solidarität“ 
wurde die Verfügung erlassen: „Juden 
haben sich von 12 bis 20 Uhr in ihren 
Wohnungen aufzuhalten und das Betreten 
von Straßen und Plätzen zu unterlassen. 
Juden, die gegen diese Anordnung 
verstoßen, sind sofort festzunehmen.“ 
 
Am 05.10.1938 wurde von den 
Bürgermeistern verlangt, daß sie den 
Kreisverwaltungen ein Verzeichnis der 
jüdischen Gewerbebetriebe vorlegen sollten. 
Der Bigger Bürgermeister nannte: Fritz 
Frankenberg in Bigge, Manufakturhandel, 
und Benjamin Stern, Manufakturhandel in 
Olsberg. Zu letzterem gehörte auch der Jude 
Julius Stern. 
 
Dann kam die Nacht vom 9. zum 10. 
November 1938, die sogenannte 
„Kristallnacht“, in der überall die jüdischen 
Geschäfte, darunter auch die der 
gemeldeten Frankenbergs in Bigge und der 
Sterns in Olsberg ausgeplündert wurden. Da 
darf man wohl Zusammenhänge mit der 
Erfassung aller jüdischen gewerblichen 
Betriebe sehen. 
 
In der gleichen Nacht wurden überall auch 
die jüdischen Synagogen ausgeplündert, 
zerstört, niedergebrannt. 
Die Bigger Synagoge wurde nur 
ausgeplündert und verwüstet. Daß sie vom 
Feuer verschont blieb, ist wohl darauf 
zurückzuführen, daß dicht neben ihr links 
und rechts Wohnhäuser standen, die nicht 
Juden sondern Christen gehörten. Am 
nächsten Morgen lagen die Synagogen-
Utensilien und die zerrissenen, verdreckten 
gottesdienstlichen Gewänder auf der Straße. 
Die Synagoge wurde nach der Kristallnacht 
abgerissen, nichts von ihr blieb übrig. 
 
Am 18. November bekamen die 
Amtsverwaltungen dann einen Schnellbrief 
der Geheimen Staatspolizei, in dem es unter 
dem Stichwort „Protestaktion“ u. a. heißt, 
daß gegen die vorgekommenen 
Plünderungen rücksichtslos eingeschritten 
werden solle. Die wörtliche Fortsetzung: „Es 
ist dafür zu sorgen, daß die gestohlenen 
Gegenstände, insbesondere Goldsachen, 
Edelsteine und sonstige Wertsachen wieder 

herbeigeschafft werden.  
Die sichergestellten Gegenstände sind nach 
hier (Geheime Staatspolizei, Dortmund) 
einzusenden. ... Anzugeben sind der 
mutmaßliche Wert, der frühere Eigentümer 
und die beteiligten Täter. ... Sofern 
Parteigenossen oder Angehörige von 
Parteigliederungen beteiligt sein sollten, sind 
die Vorgänge ohne Vernehmung der 
Beteiligten der Staatspolizeistelle zuerst 
abzugeben.“ 
Hierauf meldete die Bigger Ortspolizei-
Behörde am 24.11.1938: „Plünderungen 
oder Plünderungsversuche sind bis jetzt hier 
nicht bekannt geworden.“ 
 
Die Plünderungen in den Synagogen, ihre 
Verwüstungen und die Vernichtungen durch 
Brandstiftung werden in dem Schnellbrief 
nirgendwo auch nur erwähnt. Es ging 
offensichtlich allein darum, die aus den 
Geschäften geraubten bedeutsamen Sach-
werte einzusammeln. 
(Mit dem sogenannten „Volksaufstand“ als 
solchem hatte die Partei also nichts zu tun, 
dafür trug sie keine Verantwortung.) 
 
Mit dem Aufruf nach Ablieferung der 
geraubten jüdischen Wertgegenstände 
endet die Juden-Akte im Bigger Amtsarchiv. 
Danach gab es über die Juden nichts mehr 
festzuhalten, zu berichten. Sie waren 
unseren Blicken und unserem Wissen 
entzogen. Daß es ihnen schlecht, sehr 
schlecht ging, das ahnten wir, darüber wurde 
auch gemunkelt; wie verheerend es aber 
wirklich um sie stand, das erfuhren wir erst, 
als auch wir selbst von der Hitler‘schen 
Tyrannei befreit waren. 
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